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DIE MANDANTEN I INFORMATION 

Themen dieser Ausgabe 

■ Weitere steuerliche Erleichterungen geplant 

■ Sofortabschr~ibung für bestimmte digitale Wirt­
schaftsgüter 

■ Corona: Anpassung von Gewerbesteuervorauszah­
lungen 

Ausgabe April 2021 

Sehr geehrte Mandantin, 

sehr geehrter Mandant, 

■ Wertguthabenvereinbarung im Rahmen eines Ehe­
gatten-Arbeitsverhältnisses 

■ Erlass von Mieten wegen der Corona-Krise 

■ Termine: Steuer und Sozialversicherung 

auch mit unserer April-Ausgabe möchten wir Sie wieder über wichtige aktuelle Neuerungen aus dem Steuer- und 
Wirtschaftsrecht informieren (Stand: 1.3.2021). 

■ STEUER- UND WIRTSCHAFTSRECHT 

Unternehmer 

Weitere steuerliche Erleichterungen 
geplant 
Der Bundestag hat im Februar 2021 weitere steuerliche Er­
leichterungen für Steuerzahler auf dem Weg gebracht. Ge­
plant ist u. a., den zeitlichen Geltungsbereich für den ermä­
ßigten Umsatzsteuersatz von 7 % für Speisen in Gaststätten 
bis zum 31.12.2022 zu verlängern, den einkommen-

steuerlichen Verlustrücktrag der Jahre 2020 und 2021 in das 
jeweilige Vorjahr zu verdoppeln und beim Kindergeld einen 
erneuten einmaligen Kinderbonus von 150 € pro Kind einzu­
führen. 

Hintergrund: Die Corona-Krise führt bei vielen Steuerzah­
lern zu erheblichen finanziellen Belastungen. Bereits zwei­
mal hat der Gesetzgeber hierauf reagiert und sog. Corona­
Steuerhilfegesetze verabschiedet. Nun hat der Bundestag 
dem Entwurf für das sog. Drille Corona-Steuerhilfegesetz in 
der vom Finanzausschuss beschlossenen Fassung zuge­
stimmt. Vom Finanzausschuss wurde der ursprüngliche Ge­
setzesentwurf um einen sog. vorläufigen Verlustrücktrag bei 
der Steuerfestsetzung für 2020 erweitert. 

■ ■ Aktuelle Hinweise für das Gespräch mit Ihrem Steuerberater ■ ■ Aktuelle Hinweise für das Gespräch mit Ihrem Steuerberater ■ ■ 



DIE MANDANTEN I INFORMATION 

Die beschlossenen Änderungen: 

■ Für Restaurants soll der ermäßigte Umsatzsteuersatz 
von 7 % für Speisen bis zum 31.12.2022 verlängert wer­
den. Bisher gilt der ermäßigte Steuersatz lediglich bis zum 
30.6.2021. 

Hinweis: Für Getränke soll es beim regulären Steuersatz 
von 19 % bleiben. 

■ Bei der Einkommensteuer und Körperschaftsteuer soll der 
steuerliche Verlustrücktrag für die Veranlagungszeit­
räume 2020 und 2021 von 5 Mio.€ auf 10 Mio.€ verdop­
pelt werden. Im Fall einer Zusammenveranlagung soll sich 
der bisher mögliche Verlustrücktrag bei der Einkommen­
steuer von 10 Mio.€ auf 20 Mio.€ verdoppeln. 

Hinweis: Vor der Corona-Krise war lediglich ein Verlust­
rücktrag in Höhe von 1 Mio. € bzw. - bei Zusammenveran­
lagung - 2 Mio. € möglich. Der Gesetzgeber hat während 
der Corona-Krise diesen Höchstbetrag bereits auf 5 Mio. € 
bzw. - bei Zusammenveranlagung- auf 10 Mio.€ verfünf­
facht. Nun soll eine weitere Verdoppelung erfolgen. Da­
nach könnte z. B. bei Ehegatten ein Verlust in Höhe von 
20 Mio.€ aus dem Jahr 2020 in das Jahr 2019 zurückge­
tragen und dort mit einem Gewinn von 20 Mio.€ verrechnet 
werden, so dass sich für 2019 eine Steuererstattung ergibt. 

■ Entsprechend verdoppelt werden soll auch der Höchstbe­
trag für den pauschalen Verlustrücktrag zwecks Minde­
rung der Vorauszahlungen für 2019, nämlich von 5 Mio. € 
auf 10 Mio.€ bzw. - im Fall der Zusammenveranlagung -
von 10 Mio.€ aÜf 20 Mio.€. 

■ Gleichermaßen sollen auch die Höchstbeträge für den vor­
läufigen Verlustrücktrag bei der Steuerfestsetzung 2019 
verdoppelt werden. Im Rahmen der Einkommen- bzw. Kör­
perschaftsteuerfestsetzung für 2019 kann auf Antrag ein 
vorläufiger Verlustrücktrag aus dem Jahr 2020 in Höhe von 
30 % der Einkünfte 2019, gemindert um Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit, vorläufig abgezogen werden. 
Dies mindert die Steuer für 2019, auch wenn für den Ver­
lust für 2020 noch kein Steuerbescheid vorliegt. Vorausset­
zung für die Berücksichtigung des vorläufigen Verlustrück­
trags ist die Herabsetzung der Vorauszahlungen für 2020 
auf O €. Die bislang geltenden Höchstbeträge von 5 Mio. € 
bzw. - im Fall der Zusammenveranlagung- von10 Mio. €, 
sollen nun verdoppelt werden. 

Hinweis: Liegt für 2019 bereits ein bestandskräftiger Steu­
erbescheid vor, kann der Steuerpflichtige bis einen Monat 
nach Verkündung des neuen Gesetzes beantragen, dass 
der neue, erhöhte vorläufige Verlustrücktrag berücksichtigt 
wird; der Bescheid für 2019 wird dann geändert. 

■ Auf Vorschlag des Finanzausschusses soll der vorläufige 
Verlustrücktrag auch für die Steuerfestsetzung 2020 einge­
führt werden und die vorläufige Berücksichtigung eines 
Verlustrücktrags aus dem Veranlagungszeitraum 2021 er­
möglichen. Insoweit sollen die Grundsätze, die für die Be­
rücksichtigung eines vorläufigen Verlustrücktrags bei der 
Steuerfestsetzung für 2019 zu beachten sind, entspre­
chend gelten. Die Vorauszahlungen für 2021 müssen also 
z. B. auf O € herabgesetzt werden, damit der vorläufige 
Verlustrücktrag bei der Steuerfestsetzung für 2020 berück­
sichtigt werden kann. 

■ Zu guter Letzt soll erneut ein einmaliger Kinderbonus, dies­
mal in Höhe von 150 €, pro Kind gezahlt werden. Der Bo­
nus soll mit dem Kindergeld für den Monat Mai 2021 aus­
gezahlt werden. Es sollen die gleichen Grundsätze gelten, 
wie für den Kinderbonus von 300 € im Jahr 2020. 

Hinweis: Die Verabschiedung des Gesetzes durch den Bun­
desrat steht zurzeit noch aus (Stand: 1.3.2021 ). Sollten sich 
wider Erwarten Änderungen ergeben, werden wir Sie an die­
ser Stelle informieren. 

Sofortabschreibung für bestimmte 
digitale Wirtschaftsgüter 
In der letzten Ausgabe dieser Mandanten-Information haben 
wir über eine geplante Sofortabschreibung für bestimmte di­
gitale Wirtschaftsgüter berichtet. Inzwischen wurde eine ent­
sprechende Regelung per Schreiben des Bundesfinanzmi­
nisteriums (BMF) erlassen. Danach geht das BMF für Wirt­
schaftsjahre, die nach dem 31.12.2020 enden, von einer ein­
jährigen Nutzungsdauer für Hard- und Software im Bereich 
der EDV aus. Damit kommt es bereits ab dem Wirtschafts­
jahr 2021 zu einer Sofortabschreibung für Hard- und Soft­
ware im Betriebsvermögen sowie im Privatvermögen, wenn 
die Hard- und Software für die Einkünfteerzielung genutzt 
wird. 

Hintergrund: Hard- und Software sind, wie alle anderefi' ab­
nutzbaren Wirtschaftsgüter, grundsätzlich über die Nut­
zungsdauer abzuschreiben, wenn diese länger als ein Jahr 
beträgt. Belaufen sich die Netto-Anschaffungskosten auf 
maximal 800 €, werden Hard- und Software als geringwer­
tige Wirtschaftsgüter angesehen und können sofort, d. h. in 
voller Höhe, abgeschrieben werden. 

Wesentlicher Inhalt des BMF-Schreibens: 

■ Die Nutzungsdauer von Computerhardware und der dazu 
gehörenden sog. Peripheriegeräte sowie der Betriebs- und 
Anwendersoftware wird auf ein Jahr festgelegt. 

■ Zur Hardware gehören Computer, Desktop-PC, Notebooks, 
Tablets, Desktop-Thin-Clients, Workstations, mobile Work­
stations, Small-Scale-Server, Dockingstations, externe 
Netzteile sowie Peripheriegeräte wie z. B. Tastatur, Maus, 
Scanner, Kamera, Mikrofon, Headset, Grafiktablett, externe 
Laufwerke, Beamer und Drucker. 

■ Die Software umfasst die Betriebs- und Anwendersoftware 
zur Dateneingabe und Datenverarbeitung, ERP-Software, 
Software für Warenwirtschaftssysteme und sonstige Anwen­
dungssoftware zur Unternehmensverwaltung oder Prozess­
steuerung. 

■ Das Schreiben gilt für Wirtschaftsjahre, die nach dem 
31 .12.2020 enden, in der Regel also für Wirtschaftsjahre ab 
2021. Hat der Steuerpflichtige bereits vor dem 1.1 .2021 
Hard- oder Software angeschafft und mit der Abschreibung 
auf mehrere Jahre begonnen, kann er diese Wirtschaftsgü­
ter ab 2021 ebenfalls in voller Höhe abschreiben. 

■ Die hier dargestellten Grundsätze gelten auch für Steuer­
pflichtige, die nicht unternehmerisch tätig sind, sondern sog. 
Überschusseinkünfte erzielen wie z. B. Einkünfte aus Ver­
mietung und Verpachtung, nichtselbständige Einkünfte oder 
sonstige Einkünfte. Auch sie können also Hard- und Soft­
ware ab 2021 sofort abschreiben. 
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Hinweise: Bei einer nur einjährigen Nutzungsdauer kommt 
es zu einer Sofortabschreibung in voller Höhe, und zwar 
auch dann, wenn die Hard- oder Software erst im laufe des 
Jahres angeschafft wird. Eine nur zeitanteilige Abschreibung 
- bei Erwerb am 1.7.2021 in Höhe von 50 % - käme nur in 
Betracht, wenn Wirtschaftsgüter länger als ein Jahr genutzt 
werden können; eben dies wird durch das BMF-Schreiben 
ausgeschlossen. 

Bislang wurden Computer, Scanner und Drucker auf drei 
Jahre abgeschrieben, sofern es sich nicht um geringwertige 
Wirtschaftsgüter handelte. Für sog. ERP-Software galt eine 
Nutzungsdauer von fünf Jahren. Für Standardsoftware mit 
Netto-Anschaffungskosten bis zu 800 € war eine Sofortab­
schreibung auf geringwertige Wirtschaftsgüter möglich. 

Corona: Anpassung von 
Gewerbesteuervorauszahlungen 
Die obersten Finanzbehörden der Bundesländer haben zur 
Anpassung der Gewerbesteuervorauszahlungen Stellung 
genommen. Danach können Unternehmer beim Finanzamt 
vereinfacht Anträge auf Anpassung des Gewerbesteuer­
messbetrags zwecks Vorauszahlungen stellen, die zur Her­
absetzung der Gewerbesteuervorauszahlungen durch die 
Gemeinde führen. Voraussetzung ist, dass der Unternehmer 
von der Corona-Krise unmittelbar und nicht unerheblich be­
troffen ist und dass der Gewinn im Jahr 2021 voraussichtlich 
niedriger als bislang angesetzt ausfallen wird. 

Hintergrund: Die Gewerbesteuer wird durch die Gemeinde 
erhoben. Grundlage hierfür ist der sog. Gewerbesteuer­
messbetrag, der vom Finanzamt festgesetzt wird. Bei den 
Vorauszahlungen setzt das Finanzamt den Gewerbesteuer­
messbetrag zwecks Vorauszahlungen fest, die Gemeinde 
erlässt auf dieser Grundlage den Vorauszahlungsbescheid 
für die Gewerbesteuer. 

Wesentlicher Inhalt der aktuellen Erlasse: 

■ Nach den aktuellen Erlassen der obersten Finanzbehörden 
der Bundesländer können Unternehmer, die nachweislich 
unmittelbar und nicht unerheblich von der Corona-Krise be­
troffen sind, beim Finanzamt bis zum 31.12.2021 einen An­
trag auf Herabsetzung des Gewerbesteuermessbetrags 
zwecks Vorauszahlungen stellen. 

■ An die Überprüfung der Voraussetzungen, d. h. die Betrof­
fenheit von der Corona-Krise und den voraussichtlich ge­
ringeren Gewinn im Jahr 2021, sind keine hohen Anforde­
rungen zu stellen. Es ist nicht erforderlich, dass der Unter­
nehmer den Wert des infolge der Corona-Maßnahmen ent­
standenen Schadens im Einzelnen nachweist. 

■ Wird der Gewerbesteuermessbetrag entsprechend gemin­
dert, ist die Gemeinde an diese Anpassung gebunden und 
muss die Gewerbesteuervorauszahlungen anpassen. 

Hinweise: Für Stundungs- und Erlassanträge, die sich auf 
die Gewerbesteuer beziehen, sind grundsätzlich die Ge­
meinden zuständig, nicht die Finanzämter. 

Bereits zuvor hat das Bundesfinanzministerium (BMF) Er­
leichterungen für die Anpassung von Einkommensteuer- und 
Körperschaftsteuervorauszahlungen gewährt und außer­
dem eine Stundung der Einkommen- und Körperschafts­
teuer bis zum 30.6.2021 erleichtert. Ferner gewährt die 

Finanzverwaltung auf entsprechende Mitteilung auch grund­
sätzlich Vollstreckungsschutz bis zum 30.6.2021 für Steu­
ern, die bis zum 31.3.2021 fällig werden (Einzelheiten hierzu 
haben wir in der März-Ausgabe dieser Mandanten-Informa­
tion zusammengestellt). Die aktuellen Erlasse der Finanzbe­
hörden ergänzen das Schreiben des BMF nun um die Ge­
werbesteuer. 

Arbeitgeber/ Arbeitnehmer 

Wertguthabenvereinbarung im Rahmen 
eines Ehegatten-Arbeitsverhältnisses 
Eine Wertguthabenvereinbarung unter Ehegatten im Rah­
men eines Ehegatten-Arbeitsverhältnisses wird steuerlich 
nur dann anerkannt, wenn die Vereinbarung fremdüblich ist. 
Die Fremdüblichkeit ist zu verneinen, wenn der Arbeitneh­
mer-Ehegatte unbegrenzt Wertguthaben ansparen kann und 
er auch Dauer, Zeitpunkt und Häufigkeit der Freistellungs­
phasen weitgehend beliebig wählen kann. 

Hintergrund: Verträge zwischen nahen Angehörigen wer­
den steuerlich nur dann anerkannt, wenn sie einem sog. 
Fremdvergleich standhalten, also fremdüblich sind. Bei ei­
ner Wertguthabenvereinbarung vereinbaren Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer, dass der Arbeitslohn nicht sofort au!ibe­
zahlt wird, sondern auf ein Wertguthabenkonto eingezahlt 
wird, um ihn dann in einer Freistellungsphase, in der der Ar­
beitnehmer nicht arbeiten muss, auszubezahlen. 

Sachverhalt: Der Kläger war bilanzierender Unternehmer 
und beschäftigte in den Streitjahren 2010 bis 2013 seine 
Ehefrau halbtags als Bürofachkraft. Zum Arbeitsvertrag ge­
hörte auch eine Ergänzungsvereinbarung mit einem Zeit­
wertguthabenmodell aus dem Jahr 2007. Danach hatte die 
Ehefrau das Recht, einen von ihr festzulegenden Teil des 
Gehalts als Zeitwertguthaben anzusammeln. 

Das Guthaben konnte sie entweder für den vorzeitigen Ru­
hestand, für die Reduzierung der Arbeitszeit vor dem Ruhe­
stand oder für Freizeit verwenden oder es in eine betriebli­
che Altersvorsorge umwandeln. Der Ausgleich war beider­
seitig abzustimmen; nur bei einer Verwendung für Freizeit 
hatte der Kläger das Recht, dies aus dringenden betriebli­
chen Gründen einmalig abzulehnen. 

Vom Bruttogehalt der Ehefrau in Höhe von 1.410 € sollte ein 
Betrag von 1.000 € zzgl. Arbeitgeberanteil für die Sozialver­
sicherung in das Wertguthabenkonto eingezahlt werden. Der 
Kläger bot anderen Arbeitnehmern kein Zeitwertmodell an. 
Er bildete für das Wertguthabenkonto seiner Ehefrau eine 
gewinnmindernde Rückstellung, die das Finanzamt nicht an­
erkannte. 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) hat die Sache 
zur weiteren Aufklärung an das Finanzgericht (FG) zurück­
verwiesen: 

■ Vereinbarungen zwischen nahen Angehörigen sind steuer­
lich nur dann anzuerkennen, wenn sie klar und eindeutig 
sind und auch tatsächlich durchgeführt werden. Dies gilt 
auch für Zusatzvereinbarungen. Es kann daher sein, dass 
zwar der Arbeitsvertrag steuerlich anerkannt wird, nicht aber 
eine unübliche Zusatzleistung. Allerdings schließt nicht jede 
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geringfügige Abweichung vom Fremdüblichen die steuerli­
che Anerkennung aus. 

■ Im Streitfall bestehen Zweifel an der Fremdüblichkeit, da die 
Wertguthabenvereinbarung einseitig zulasten des Klägers 
geht. Denn seine Ehefrau kann nahezu unbegrenzt anspa­
ren und das Guthaben nahezu unbegrenzt wieder abbauen. 
Es gibt lediglich ein einmaliges Ablehnungsrecht des Klägers 
bei dringenden betrieblichen Gründen. Immerhin muss sich 
der Kläger für den Zeitraum einer Freistellungsphase um Er­
satz kümmern und ggf. eine andere Bürofachkraft einstellen. 

■ Das FG muss aufklären, ob die streitige Vereinbarung übli­
cherweise auch zwischen Fremden verwendet wird; hierzu 
wird das FG ggf. bei Behörden oder Organisationen nachfra­
gen müssen, z. B. bei der Deutsche Rentenversicherung 
Bund oder bei den Spitzenverbänden der Sozialversiche­
rungsträger. Das FG wird auch beachten müssen, dass der 
Kläger anderen Arbeitnehmern eine vergleichbare Zeitwert­
guthabenvereinbarung nicht angeboten hat. Ferner hat das 
FG noch nicht festgestellt, ob die streitige Vereinbarung tat­
sächlich durchgeführt worden ist. Nach der Vereinbarung 
hätte z. B. das Zeitguthaben der Ehefrau durch eine Pfän­
dungs- und Treuhandvereinbarung gesichert werden müs­
sen. 

Hinweise: Die Durchführung eines Fremdvergleichs stellt si­
cher, dass die Aufwendungen wirklich betrieblich veranlasst 
sind und es sich nicht um verdeckte Unterhaltszahlungen 
handelt, die steuerlich nicht absetzbar wären. Angesichts 
der zahlreichen Bedenken des BFH wird das FG die Klage 
voraussichtlich abweisen. 

Die Einstellungen in das Wertguthaben sind sozialversiche­
rungsfrei und unterliegen zunächst auch nicht der Lohn­
steuer, weil dem Arbeitnehmer noch kein Arbeitslohn zu­
fließt. Erst mit der Auszahlung des Guthabens während der 
Freistellung kommt es zum Zufluss von Arbeitslohn und da­
mit zur Besteuerung. 

Vermieter 

Erlass von Mieten wegen der Corona­
Krise 
Die Oberfinanzdirektion Nordrhein-Westfalen (OFD) ver­
neint in einer sog. Kurzinformation steuerlich nachteilige Fol­
gen, wenn ein Vermieter dem Mieter Mietzahlungen erlässt, 
weil der Mieter von der Corona-Krise betroffen ist. Weder 
führt dies zu einer teilweise unentgeltlichen Vermietung, so 
dass der Werbungskostenabzug des Vermieters nur 

eingeschränkt möglich wäre, noch fällt die Einkünfteerzie­
lungsabsicht des Vermieters weg, so dass Verluste aus der 
Vermietung nicht mehr anerkannt würden. 

Hintergrund: Erzielt ein Vermieter aus der Vermietung sei­
ner Immobilie einen Verlust, kann er diesen grundsätzlich 
geltend machen. Dies gilt allerdings nicht, wenn die verein­
barte Miete niedriger als 50 % der ortsüblichen Miete ist (bis 
Ende 2020: niedriger als 66 %) oder wenn der Vermieter 
nicht die Absicht hat, einen Gesamtüberschuss zu erzielen; 
ihm fehlt dann die Einkünfteerzielungsabsicht. Mit diesen 
Regelungen sollen missbräuchliche Gestaltungen verhindert 
werden. 

Wesentlicher Inhalt der Kurzinformation der OFD: Die OFD 
nimmt zu zwei Fallgestaltungen Stellung, nämlich zur Ver­
mietung einer Wohnung und zur Vermietung von Gewerbe­
räumen. In beiden Fällen geht es um einen Mieterlass auf­
grund einer Corona bedingten finanziellen Notsituation des 
Mieters: 

■ Vermietung einer Wohnung: Erlässt der Vermieter einer 
Wohnung seinem Mieter die Mietzahlung entweder zeitlich 
befristet in voller Höhe oder teilweise, führt dies nicht dazu, 
dass die Miete zu niedrig ist und nunmehr unterhalb von 
50 % der ortsüblichen Miete liegt. Wurde die Miete also bis­
her als steuerlich vollentgeltlich angesehen, bleibt es dabei 
und wird durch den Erlass der Miete nicht beeinflusst. ,. 

Hinweis: Lag die Miete bereits bisher unterhalb der Grenze 
von 50 % (bis einschließlich 2020: unterhalb von 66 %), so 
dass die Werbungskosten nur teilweise anerkannt wurden, 
bleibt es dabei, so dass der Erlass nicht zu einer weiteren 
Kürzung der Werbungskosten führt. 

■ Vermietung oder Verpachtung von Gewerberäumen: Er­
lässt der Vermieter bzw. Verpächter von Gewerberäumen 
seinem Mieter die Mietzahlung entweder zeitlich befristet in 
voller Höhe oder teilweise und gehört die Immobilie zum 
steuerlichen Privatvermögen des Vermieters, führt der Er­
lass nicht zum Wegfall der Einkünfteerzielungsabsicht des 
Vermieters. Ein Verlust aus der Vermietung wird daher 
grundsätzlich anerkannt. War bereits vor dem Erlass der 
Miete die Einkünfteerzielungsabsicht zu verneinen, bleibt 
es dabei. 

Hinweise: Die OFD hat ihre Kurzinformation auf Bund- und 
Länderebene abgestimmt. Daher können sich auch Vermie­
ter außerhalb Nordrhein-Westfalens auf diese Kurzinforma­
tion berufen. Die Kurzinformation betrifft nur den Bereich der 
Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung, nicht gewerbli­
che Vermieter. Hier dürften sich aufgrund eines Mieterlasses 
ohnehin keine steuerlich nachteiligen Folgen ergeben. 

Wichtige Termine: Steuer und Sozialversicherung im April 2021 

12.4.2021 

28.4.2021 

Umsatzsteuer; Lohnsteuer, Kirchensteuer zur Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag 
Zahlungsschonfrist bis zum 15.4.2021 (gilt nicht bei Barzahlungen und Zahlungen per Scheck) 

Fälligkeit der Beitragsgutschrift der Sozialversicherungsbeiträge beim Sozialversicherungsträger am 28.4.2021 
Einreichen der Beitragsnachweise bei der jeweiligen Krankenkasse (Einzugsstelle) bis zum 26.4.2021 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen erstellt. Eine Haftung für den Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 


